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dingten Mindereinnahmen sowie Umsetzung des Rheinland-Pfalz-Index

|. Pandemiebedingte Mindereinnahmen

Pandemiebedingt sind die Fahrgeldeinnahmen im OPNV stark eingebrochen. Die Minderein-
nahmen in unseren Busbiindel lagen dieses Jahr monatlich zwischen 30.000 und 60.000
Euro (Riuckgang zwischen 14 und 27%). In 2020 und 2021 wurden die pandemiebedingten
Mindereinnahmen vollstandig tber den OPNV-Rettungsschirm von Land und Bund Uber-
nommen, sodass die kommunalen Haushalte hier keine Mehrkosten zu tragen hatten. Der
Rettungsschirm ist aktuell auf den 31.12.2021 befristet. Eine Nachfolgeregelung ist bislang
noch nicht in Sicht und wird — sofern es eine neue Regelung geben wird — erst im neuen Jahr
verabschiedet werden.

Bei den Bruttovertragen, wie sie der Landkreis Kusel fir seine Biindel Pfalzer Bergland Nord,
Pfalzer Bergland Sid sowie Kaiserslautern Nordwest abgeschlossen hat, werden die Min-
dereinnahmen automatisch vollstdndig im Rahmen einer Zuschusserh6éhung abgedeckt, da
bei den Bruttovertragen der Aufgabentrager das alleinige Erlosrisiko tragt. Eine Vertragsan-
passung ist in diesen Vertradgen daher nicht erforderlich.

Da der Landkreis Kusel mit einem sehr geringen Kilometeranteil aber auch an den eigenwirt-
schaftlichen Linienbundel Donnersbergkreis und Kaiserslautern Nord beteiligt ist und hier die
jeweiligen Unternehmen das alleinige Erlosrisiko tragen, sind hier die pandemiebedingten
Einnahmeverluste auszugleichen, damit die Unternehmer den Verkehr weiterhin sicherstel-
len kdnnen. Damit bei den eigenwirtschaftlichen Biindel ein Ausgleich vorgenommen werden
kann, ist hier eine Vertragsanpassung notwendig. In Anlage 1 ist hierzu ein vom VRN erar-
beitetes Vertragsmuster angefugt.

Die Kosten fur den Landkreis Kusel bei einer Vertragsanpassung fur einen Ausgleich der
Einnahmeverluste bei den beiden eigenwirtschaftlichen Biindel belaufen sich nach Prognose
des VRN fiur das Jahr 2022 auf einen Betrag von rund 7.000,- Euro, sofern es keinen weite-
ren Rettungsschirm geben sollte. Gegebenenfalls ist auch im Jahr 2023 noch mit Einnahme-
verlusten zu rechnen.

Il. Rheinland-Pfalz-Index
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In Rheinland-Pfalz wurde im Rahmen des Tariftreuegesetzes (LTTG) der vom privaten Om-
nibusgewerbe mit der Gewerkschaft ver.di abgeschlossene VAV-Tarifvertrag fir den regio-
nalen Busverkehr fir reprasentativ erklart.

Das VAV-Tarifwerk wurde vor Inkrafttreten des LTTG mal3geblich im l[&ndlichen Raum an-
gewandt. Im VRN-Gebiet war der VAV aber nur bei Subunternehmern von Relevanz, da die
allermeisten Linien bei den Bahnbustochtern genehmigt waren, wobei deren mit der EVG
abgeschlossene Haustarifvertrage deutlich bessere Konditionen fir das Fahrpersonal ent-
hielten, insbesondere was die Arbeitszeitregelungen betrifft.

Infolge der ersten Wettbewerbsverfahren unter Anwendung des VAV als gesetzlicher Tarif-
vorgabe zeigte sich dann relativ schnell, dass die durch das LTTG verursachte Absenkung
der Sozialstandards zu erheblichen Betriebsproblemen gefiihrt hatte.

Neben den Arbeitsbedingungen ist der VAV-Tarif auch in Sachen Entlohnung das Schluss-
licht im Vergleich der Tarifvertrage fur Busfahrer im Stidwesten. Dies hat dazu gefiihrt, dass
es immer schwerer fallt, geeignetes Fahrpersonal fir die Linienbiindel in Rheinland-Pfalz zu
finden, da das Fachpersonal zunehmend in die Nachbarlander mit signifikant besserer Ent-
lohnung abwandert. Dementsprechend hat ver.di eine deutliche Erh6hung des Stundenent-
geltes in den Tarifverhandlungen 2020 und 2021 eingefordert. Die Arbeitgeber sind zwar
grundsatzlich der Ansicht, dass dieser Nachholbedarf fachlich begriindet ist, sehen sich je-
doch in dem wirtschaftlichen Dilemma gefangen, dass sie die mit einem solchen Abschluss
verbundenen Uberproportional hohen Mehrkosten tber die 6ffentlichen Dienstleistungsauf-
trdge mit den Aufgabentragern nicht refinanziert bekommen.

So sehen die Dienstleistungsvertrdge des Landkreises Kusel einen jahrlichen Preisanstieg
von 2,5 Prozent vor. Allein der Tarifabschluss des Jahres 2020 weist jedoch eine Personal-
kostensteigerung von 13 Prozent aus. Der Tarifabschluss 2021 sieht nochmals eine Perso-
nalkostensteigerung von 14 Prozent vor.

Nach langwierigen Gesprachen zwischen dem Land, der Tarifpartnern, den kommunalen
Spitzenverbanden und den Verbliinden hat das Land Ende August 2021 eine Fdrderrichtlinie
verotffentlicht (Verwaltungsvorschrift des Ministeriums fir Klimaschutz, Umwelt, Energie und
Mobilitdt Rheinland-Pfalz vom 27. August 2021 ,Richtlinien Uber die Gewahrung von Zuwen-
dungen zum Ausgleich von aul3erordentlichen Mehrkosten beim Personal im Busgewerbe
des OPNV (Richtlinien zur Férderung der Personalmehrkosten im Busgewerbe RLP)“), auf
deren Grundlage das Land 50 % der aus den Tarifabschlissen der Jahre 2020 und 2021
resultierenden Personalmehrkosten bis zum Auslaufen der Dienstleistungsvertrage ausglei-
chen wird. Das Land erwartet jedoch eine Mitfinanzierung der kommunalen Aufgabentrager
Uber die restlichen 50 Prozent.

Der Forderantrag fur den kommunalen Anteil musste zur Fristwahrung bereits bis zum
31.10.2021 gestellt werden. Bis zu diesem Zeitpunkt konnte jedoch noch keine verlassliche
Kostenberechnung vorgelegt werden, auf deren Grundlage ein Gremienbeschluss hatte her-
beigefuhrt werden kénnen. Der Sammelantrag des VRN fir seine Verbundmitglieder erging
daher unter dem Vorbehalt der Zustimmung der kommunalen Gremien.
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Diese Zustimmung soll nun, da verwertbare Zahlen fir die Abschlisse 2020 und 2021 vor-
liegen, eingeholt werden.

Durch die Tarifanpassung im Jahr 2020 ist der Bruttoarbeitslohn der Busfahrer von 13,23
Euro auf 15 Euro angehoben worden. Nach dem nun unterschriftsreif vorliegenden Tarifver-
trag fur das Jahr 2021 soll der Stundenlohn ab dem 1.11.2021 nochmals auf 17,20 Euro an-
gehoben werden. Zum Vergleich, in den Landern Hessen und Baden-Wirttemberg liegt der
Stundenlohn im Bereich von 18 bis 19 Euro.

Bei einer Zustimmung zur Anpassung der Konzessionsvertrage verbunden mit einer Uber-
nahme des 50-prozentigen kommunalen Anteils stellen sich die Mehrkosten fir den Haushalt
wie folgt dar:

Fur das Jahr 2021 errechnet sich ein Betrag von rund 170.000 Euro und ab dem Jahr 2022
ist bis zum Auslaufen der Konzessionsvertrage im Juni 2025 mit jahrlichen Mehrkosten von
rund 300.000 Euro zu rechnen.

In Anlage 2 ist ein vom VRN erarbeitetes Muster zur Vertragsanpassung angefiigt.

Eine Bestatigung der ADD, dass die hieraus resultierenden Mehrbelastungen in den kom-
munalen Haushalten dem Pflichtbereich zuzuordnen sind liegt zwischenzeitlich vor.

Sollte einer Vertragsanpassung nicht zugestimmt werden, drohen weiterhin massive Streiks.
Aktuell wird zum 27.11.21 ein erneuter vierwochiger Streik angedroht. Betroffen hiervon sind
dann wieder Schiler, Eltern, Berufspendler ohne eigenes Auto sowie altere Personen, die
auf einen funktionierenden OPNV besonders angewiesen sind.

Werden den Arbeitgebern die Gberproportional hohen Mehrkosten nicht ersetzt, werden die-
se die Vertrage vorzeitig kindigen missen was uns in die Situation von Notvergaben bringt.
Diese werden erfahrungsgemal keineswegs kostenglnstiger und der 50-prozentige Lan-
desanteil fliel3t in diesem Falle nicht.

Weiterhin sollte eine Anpassung auch unter dem Gesichtspunkt gesehen werden, dass hier
nun eine Korrektur des seit der Neuvergabe im Jahr 2015 abgesenkten Lohnniveaus vorge-
nommen wird. Zuvor kam in unseren Vertrdgen der hohere Haustarif der Bahnbusgesell-
schaften zur Anwendung.

Die zustandige Sachbearbeiterin, Frau Manuela Weber, erlauterte die Resolution und die
Beschlussvorlage eingehend.

Der Fraktionsvorsitzende der CDU-Fraktion, Herr Christoph Lothschitz, fragte, ob die Min-
dereinnahmen beim Fahrgeld in den stadtischen Bereichen ebenfalls in diesem Umfang vor-
liegen oder nur in den landlichen Regionen.

Frau Weber antwortete, dass die Statistik nicht zwischen den Regionen unterscheide. Zahlen
misse jede Kommune letztlich nur die Mindereinnahmen im tatsachlichen Umfang.
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Herr Helge Schwab erklarte mit Blick auf die nachste Ausschreibung, dass er die Aufgabe
,OPNV* kiinftig gerne in eigener Verantwortung organisieren wiirde.

Beschluss:
Der Kreisausschuss empfiehlt dem Kreistag:

e einer Anpassung der Konzessionsvertrage, die als Muster in Anlagen 1 und 2 beige-
fugt sind und

e der Resolution ,Kein Zukunftsfahiger OPNV ohne Finanzierungskonzept*

zuzustimmen.
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Beschlussvorlage:

|. Pandemiebedingte Mindereinnahmen

Pandemiebedingt sind die Fahrgeldeinnahmen im OPNV stark eingebrochen. Die
Mindereinnahmen in unseren Busbiindel lagen dieses Jahr monatlich zwischen 30.000 und
60.000 Euro (Rickgang zwischen 14 und 27%). In 2020 und 2021 wurden die
pandemiebedingten Mindereinnahmen vollstandig tber den OPNV-Rettungsschirm von Land
und Bund Ubernommen, sodass die kommunalen Haushalte hier keine Mehrkosten zu tragen
hatten. Der Rettungsschirm ist aktuell auf den 31.12.2021 befristet. Eine Nachfolgeregelung
ist bislang noch nicht in Sicht und wird — sofern es eine neue Regelung geben wird — erst im
neuen Jahr verabschiedet werden.

Bei den Bruttovertragen, wie sie der Landkreis Kusel fir seine Biindel Pfalzer Bergland Nord,
Pfalzer Bergland Sid sowie Kaiserslautern Nordwest abgeschlossen hat, werden die
Mindereinnahmen automatisch vollstdndig im Rahmen einer Zuschusserhéhung abgedeckt,
da bei den Bruttovertragen der Aufgabentrager das alleinige Erlosrisiko tragt. Eine
Vertragsanpassung ist in diesen Vertragen daher nicht erforderlich.

Da der Landkreis Kusel mit einem sehr geringen Kilometeranteil aber auch an den
eigenwirtschaftlichen Linienbindel Donnersbergkreis und Kaiserslautern Nord beteiligt ist
und hier die jeweiligen Unternehmen das alleinige Erlosrisiko tragen, sind hier die
pandemiebedingten Einnahmeverluste auszugleichen, damit die Unternehmer den Verkehr
weiterhin sicherstellen kdnnen. Damit bei den eigenwirtschaftlichen Bindeln ein Ausgleich
vorgenommen werden kann, ist hier eine Vertragsanpassung notwendig. In Anlage 1 ist
hierzu ein vom VRN erarbeitetes Vertragsmuster angeftgt.

Die Kosten fur den Landkreis Kusel bei einer Vertragsanpassung fiir einen Ausgleich der
Einnahmeverluste bei den beiden eigenwirtschaftlichen Bundel belaufen sich nach Prognose
des VRN fiur das Jahr 2022 auf einen Betrag von rund 7.000,- Euro, sofern es keinen
weiteren Rettungsschirm geben sollte. Gegebenenfalls ist auch im Jahr 2023 noch mit
Einnahmeverlusten zu rechnen.



Il. Rheinland-Pfalz-Index

In Rheinland-Pfalz wurde im Rahmen des Tariftreuegesetzes (LTTG) der vom privaten
Omnibusgewerbe mit der Gewerkschaft ver.di abgeschlossene VAV-Tarifvertrag fur den
regionalen Busverkehr fur reprasentativ erklart.

Das VAV-Tarifwerk wurde vor Inkrafttreten des LTTG malfigeblich im landlichen Raum
angewandt. Im VRN-Gebiet war der VAV aber nur bei Subunternehmern von Relevanz, da
die allermeisten Linien bei den Bahnbustéchtern genehmigt waren, wobei deren mit der EVG
abgeschlossene Haustarifvertrdge deutlich bessere Konditionen fir das Fahrpersonal
enthielten, insbesondere was die Arbeitszeitregelungen betrifft.

Infolge der ersten Wettbewerbsverfahren unter Anwendung des VAV als gesetzlicher
Tarifvorgabe zeigte sich dann relativ schnell, dass die durch das LTTG verursachte
Absenkung der Sozialstandards zu erheblichen Betriebsproblemen gefiihrt hatte.

Neben den Arbeitsbedingungen ist der VAV-Tarif auch in Sachen Entlohnung das
Schlusslicht im Vergleich der Tarifvertrage fur Busfahrer im Sidwesten. Dies hat dazu
geflhrt, dass es immer schwerer féllt, geeignetes Fahrpersonal fir die Linienbindel in
Rheinland-Pfalz zu finden, da das Fachpersonal zunehmend in die Nachbarlander mit
signifikant besserer Entlohnung abwandert. Dementsprechend hat ver.di eine deutliche
Erhohung des Stundenentgeltes in den Tarifverhandlungen 2020 und 2021 eingefordert. Die
Arbeitgeber sind zwar grundsatzlich der Ansicht, dass dieser Nachholbedarf fachlich
begrindet ist, sehen sich jedoch in dem wirtschaftlichen Dilemma gefangen, dass sie die mit
einem solchen Abschluss verbundenen Uberproportional hohen Mehrkosten Uber die
offentlichen Dienstleistungsauftrage mit den Aufgabentragern nicht refinanziert bekommen.

So sehen die Dienstleistungsvertrage des Landkreises Kusel einen jahrlichen Preisanstieg
von 2,5 Prozent vor. Allein der Tarifabschluss des Jahres 2020 weist jedoch eine
Personalkostensteigerung von 13 Prozent aus. Der Tarifabschluss 2021 sieht nochmals eine
Personalkostensteigerung von 14 Prozent vor.

Nach langwierigen Gesprachen zwischen dem Land, der Tarifpartnern, den kommunalen
Spitzenverbanden und den Verbiinden hat das Land Ende August 2021 eine Fdrderrichtlinie
veroffentlicht (Verwaltungsvorschrift des Ministeriums fur Klimaschutz, Umwelt, Energie und
Mobilitdt Rheinland-Pfalz vom 27. August 2021 ,Richtlinien Uber die Gewahrung von
Zuwendungen zum Ausgleich von aul3erordentlichen Mehrkosten beim Personal im
Busgewerbe des OPNV (Richtlinien zur Férderung der Personalmehrkosten im Busgewerbe
RLP)“), auf deren Grundlage das Land 50 % der aus den Tarifabschlissen der Jahre 2020
und 2021 resultierenden Personalmehrkosten bis zum Auslaufen der Dienstleistungsvertrage
ausgleichen wird. Das Land erwartet jedoch eine Mitfinanzierung der kommunalen
Aufgabentrager tber die restlichen 50 Prozent.

Der Forderantrag fir den kommunalen Anteil musste zur Fristwahrung bereits bis zum
31.10.2021 gestellt werden. Bis zu diesem Zeitpunkt konnte jedoch noch keine verlassliche
Kostenberechnung vorgelegt werden, auf deren Grundlage ein Gremienbeschluss hatte
herbeigefiihrt werden konnen. Der Sammelantrag des VRN fur seine Verbundmitglieder
erging daher unter dem Vorbehalt der Zustimmung der kommunalen Gremien.



Diese Zustimmung soll nun, da verwertbare Zahlen fir die Abschlisse 2020 und 2021
vorliegen, eingeholt werden.

Durch die Tarifanpassung im Jahr 2020 ist der Bruttoarbeitslohn der Busfahrer von 13,23
Euro auf 15 Euro angehoben worden. Nach dem nun unterschriftsreif vorliegenden
Tarifvertrag fur das Jahr 2021 soll der Stundenlohn ab dem 1.11.2021 nochmals auf 17,20
Euro angehoben werden. Zum Vergleich, in den Landern Hessen und Baden-Wirttemberg
liegt der Stundenlohn im Bereich von 18 bis 19 Euro.

Bei einer Zustimmung zur Anpassung der Konzessionsvertrdge verbunden mit einer
Ubernahme des 50-prozentigen kommunalen Anteils stellen sich die Mehrkosten fiir den
Haushalt wie folgt dar:

Fur das Jahr 2021 errechnet sich ein Betrag von rund 170.000 Euro und ab dem Jahr 2022
ist bis zum Auslaufen der Konzessionsvertrage im Juni 2025 mit jahrlichen Mehrkosten von
rund 300.000 Euro zu rechnen.

In Anlage 2 ist ein vom VRN erarbeitetes Muster zur Vertragsanpassung angefigt.

Eine Bestatigung der ADD, dass die hieraus resultierenden Mehrbelastungen in den
kommunalen Haushalten dem Pflichtbereich zuzuordnen sind liegt zwischenzeitlich vor.

Sollte einer Vertragsanpassung nicht zugestimmt werden, drohen weiterhin massive Streiks.
Aktuell wird zum 27.11.21 ein erneuter vierwdchiger Streik angedroht. Betroffen hiervon sind
dann wieder Schiler, Eltern, Berufspendler ohne eigenes Auto sowie &ltere Personen, die
auf einen funktionierenden OPNV besonders angewiesen sind.

Werden den Arbeitgebern die Uberproportional hohen Mehrkosten nicht ersetzt, werden
diese die Vertrage vorzeitig kindigen missen was uns in die Situation von Notvergaben
bringt. Diese werden erfahrungsgeman keineswegs kostengiinstiger und der 50-prozentige
Landesanteil flie3t in diesem Falle nicht.

Weiterhin sollte eine Anpassung auch unter dem Gesichtspunkt gesehen werden, dass hier
nun eine Korrektur des seit der Neuvergabe im Jahr 2015 abgesenkten Lohnniveaus
vorgenommen wird. Zuvor kam in unseren Vertrdgen der hohere Haustarif der
Bahnbusgesellschaften zur Anwendung.

Beschlussvorschlag:

Einer Anpassung der Konzessionsvertrage, die als Muster in Anlagen 1 und 2 beigefigt sind,
wird zugestimmt.



[Hier eingeben] [Hier eingeben] Anlage 1

1. Nachtrag zur Vereinbarung
uber die Gewéahrung von Ausgleichsleistungen
zur Sicherstellung einer ausreichenden Verkehrsbedienung
(Konzessionsvertrag)
im Linienblndel XX

vom XX.xX.2021

zwischen den Aufgabentrégern

- nachfolgend ,Aufgabentrager” genannt -

und

- nachfolgend ,Verkehrsunternehmen® genannt -

wird folgende Vereinbarung zur Sicherstellung einer ausreichenden Verkehrsbedienung im
Buspersonennahverkehr geschlossen.

Praambel

Die Verkehrsleistung des oben genannten Linienbiindels wird seit 01.01.2017 auf Grundlage
einer im eigenwirtschaftlichen Genehmigungsverfahren erteilten PBefG-Genehmigung durch
das Verkehrsunternehmen betrieben. Durch die Corona-Pandemie sind die Fahrgastzahlen
seit Mitte Marz 2020 infolge der infektionsschutzrechtlichen Maflinahmen deutlich
zuriickgegangen.

Dadurch sind seit Mitte Marz 2020 die Fahrgeldeinnahmen im gesamten VRN-Verbundtarif,
dem UT Westpfalz / 6stliches Saarland und dem RNN-Ubergangstarif stark riicklaufig. Hiermit
konnte und musste der Unternehmer bei Stellung seines eigenwirtschaftlichen
Genehmigungsantrages nicht rechnen.

Bis 31.08.2020 erhielt das Unternehmen fir diese Mindereinnahmen einen Ausgleich auf
Grundlage der Richtlinien tUber die Gewahrung von Billigkeitsleistungen zum Ausgleich von
Schéden im o6ffentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem Ausbruch von
COVID-19 im Land Rheinland-Pfalz (Richtlinien Corona-Billigkeitsleistungen OPNV im
Folgenden ,Landesrettungsschirm® genannt). Aufgrund der zeitlich begrenzten Notifizierung
des Landesrettungsschirms zum 31.08.2020 musste der Ausgleich ab 01.09.2020 vom
Aufgabentréager unter Beachtung der Vorgaben der Verordnung 1370/2007 erfolgen. Hierzu
wurde ein auf die Laufzeit des Rettungsschirmes befristeter 6ffentlicher Dienstleistungsauftrag
abgeschlossen.

Dieser offentliche Dienstleistungsauftrag zur Umsetzung der Phase 2 beschrankte bisher den
Ausgleich auf die im Rahmen des Landesrettungsschirmes gewahrten Mittel. Der
Landesrettungsschirm lauft zum 31.12.2021 aus. Eine Nachfolgeregelung ist bisher noch nicht
gesichert.
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Um eine Sicherstellung der ausreichenden Verkehrsbedienung ab dem 01.01.2022 ohne eine
aufwandige Entbindung von der Betriebspflicht und anschlieRende Notvergabe gewahrleisten
zu koénnen, ist es erforderlich, dass dieser 6ffentliche Dienstleistungsauftrag mit der Laufzeit
der Genehmigung synchronisiert wird, um die pandemiebedingten Einnahmeausfalle auch
nach dem Auslaufen des Rettungsschirmes entsprechend ausgleichen zu kdénnen.

DarlUber hinaus wurde im August 2020 zwischen den Partnern im Tarifvertrag VAV unter
politischer Intervention des Landes ein Tarifabschluss vereinbart, der deutlich tUber die
marktublichen Personalkostensteigerungen hinausgeht. Dieser Abschluss war notwendig, weil
der bisherige Tarif im Arbeitsmarkt nicht mehr wettbewerbsfahig war und eine akuter Mangel
an Fahrpersonal zu ernsthaften Problemen in der Betriebsqualitat des Busverkehrs gefihrt
hat. Die damit verbundene Steigerung der Personalkosten war in dieser Dimension bei der
Kalkulation des eigenwirtschaftlichen Antrages nicht absehbar und muss ebenfalls im Rahmen
des entfristeten offentlichen Dienstleistungsauftrages ausgeglichen werden.

§1
Entfristung

Die Laufzeit gem. § 12 Abs. 1 des Konzessionsvertrags wird auf das Enddatum der
eigenwirtschaftlichen Genehmigung fuir das Linienbiindel verlangert.

§2
Erhohte Ausgleichsleistungen aufgrund der Pandemie

Die Regelung des bisherigen 8§ 7 wird mit Wirkung zum 1.1.2022 durch folgende
Ausgleichsreglung ersetzt:

(1) Zum Ausgleich der pandemiebedingten Mindereinnahmen gewahren die Aufgabentrager
zusatzlich zu der im Ausgangsvertrag festgelegten Ausgleichsleistung dem
Verkehrsunternehmen eine Ausgleichsleistung in  HOhe der pandemiebedingten
Mindereinnahmen, sofern und soweit diese nicht durch eine Rettungsschirmregelung von
einem Dritten ausgeglichen werden. Die Hohe der pandemiebedingten Mindereinnahmen wird
von der Verbundgesellschaft errechnet. Hierbei wird fur die Jahre 2020ff ein einkalkuliertes
Poolwachstum von 1 %/a unterstellt.

(2) Sofern im Rahmen einer Rettungsschirmregelung fiir den vertragsgegenstandlichen
Verkehr den Aufgabetragern oder den Verkehrsunternehmen von Dritter Seite ein Ausgleich
der pandemiebedingten Mindereinnehmen gewahrt wird, ist abweichend von Absatz 1 Satz 2
und 3 fir die Berechnung der ausgleichsfahigen Mindereinnahmen die jeweilige Regelung des
Rettungsschirmes maf3geblich.

(3) Der VRN prognostiziert bei der Berechnung der monatlichen Abschlagszahlungen fur das
Folgejahr die erwartete Hohe der Mindereinnahmen fir das Gesamtjahr und rechnet diese in
die Monatsabschlage mit ein. Die tatsachlichen Mindereinahmen werden im Rahmen der
Jahresschlussrechnung spitz abgerechnet.

(4) Das Verkehrsunternehmen verpflichtet sich, den Aufgabentragern alle fir die
Spitzabrechnung der Mindereinnahmen zwischen den Aufgabentragern und dem Land im
Rahmen eines Landesrettungsschirmes notwendigen Dokumente und Belege (z.B. Nachweis
der Zuscheidungen des Verbundes aus der EAR, Verkaufsdaten, Testate, sonstige
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Nachweise) vollstéandig und fristgerecht fir eine Beantragung und fir die Schlussrechnung bei
der Bewilligungsbehtrde zukommen zu lassen. Es ermdachtigt den Verbund, den
Aufgabetragern unmittelbar die notwendigen Daten fir die Antragstellung und Abrechnung mit
dem Land zur Verfligung zu stellen.

(5) Die Regelungen des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 werden beachtet.
Hierfir weist das Verkehrsunternehmen den Aufgabentragern im Rahmen der
Schlussabrechnung dieses offentlichen Dienstleistungsauftrags (Abs. 4) nach, dass eine
Uberkompensation unter Beriicksichtigung eines angemessenen Gewinns nicht gegeben ist.
Soweit das Verkehrsunternehmen neben den vertragsgegenstandlichen Verkehren noch
weitere Tatigkeiten auslbt, weist es den Aufgabentragern zudem nach, dass die Vorgaben an
die Trennungsrechnung im Sinne von Ziffer 5 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr.
1370/2007 eingehalten sind.

(6) Ein Anreiz entsprechend Ziffer 7 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 besteht
bereits deshalb, weil die Ausgleichsleistungen nach MalRRgabe dieses o6ffentlichen
Dienstleistungsauftrags auf die den Aufgabentrdgern Uber den Verbund gewahrten
Finanzmittel des Landes im Rahmen des Landesrettungsschirms begrenzt sind (vgl. Abs. 2).

§3
Erhohte Ausgleichsleistungen aufgrund des Rheinland-Pfalz-Index

Zum Ausgleich der von der Richtlinie Gber die Gewéhrung von Zuwendungen zum Ausgleich
von auBerordentlichen Mehrkosten beim Personal im Busgewerbe des OPNV (Richtlinien zur
Forderung der Personalmehrkosten im Busgewerbe RLP) erfassten nicht einkalkulierten
Uberproportionalen Tarifabschlisse gewahren die Aufgabentrdger zusétzlich zu der im
Ausgangsvertrag festgelegten Ausgleichsleistung dem Verkehrsunternehmen eine
Ausgleichsleistung, die sich nach den Richtlinien des Landes errechnet. Voraussetzung fur
diese zusatzliche Ausgleichsleistung ist die halftige Mitfinanzierung des Ausgleichsbetrages
durch das Land.
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Kirchheimbolanden, den ...............
Donnersbergkreis

Kaiserslautern, den ...
Landkreis Kaiserslautern

KUSEL, deN ..o
Landkreis Kusel

Alzey, den ............c.. e,
Landkreis Alzey-Worms

Kaiserslautern, den .........coooe
ZSPNV Rheinland-Pfalz Sid

Kirchheimbolanden, den ...............

Reisedienst Krauss & Wolff Reisen GmbH
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Vereinbarung
Uber die Bewaltigung der Storung der Geschéaftsgrundlage
im Konzessionsvertrag bezuglich dem Linienbindel X

vom XX.xXx.2021

zwischen

Aufgabentrager

alle vertreten durch die Verkehrsverbund Rhein-Neckar GmbH, B 1, 3-5, 68199 Mannheim,
- nachfolgend ,Verbund“ genannt -

und
Verkehrsunternehmen

- nachfolgend ,Verkehrsunternehmen® genannt -

Praambel

Die Verkehrsleistung des oben genannten Linienblindels wird auf Grundlage eines 6ffentlichen
Dienstleistungsauftrages im Sinne der EU-Verordnung 1370/2007 durch das
Verkehrsunternehmen betrieben.

Im August 2020 wurde zwischen den Partnern im Tarifvertrag VAV unter politischer
Intervention des Landes ein Tarifabschluss vereinbart, der deutlich Uber die marktiblichen
Personalkostensteigerungen hinaus geht. Dieser Abschluss war notwendig, weil der bisherige
Tarif im Arbeitsmarkt nicht mehr wettbewerbsfahig war und eine akuter Mangel an
Fahrpersonal zu ernsthaften Problemen in der Betriebsqualitat des Busverkehrs gefiihrt hat.
Die damit verbundene Steigerung der Personalkosten war in dieser Dimension bei der
Kalkulation der Vertrage nicht absehbar und stellt ebenfalls eine Stérung der
Geschéftsgrundlage dar, die landesweit im Rahmen des sogenannten Rheinland-Pfalz-Index
behoben werden soll.
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§1
Gegenstand der Vereinbarung

(1) Gegenstand dieser Vereinbarung ist die Wiederherstellung des in Folge der von der
Richtlinie zur Foérderung der Personalmehrkosten im Busgewerbe RLP erfassten
Tarifabschlisse gestorten Geschéaftsgrundlage zwischen den Vertragspartnern.

(2) Der Umfang und die Qualitat der bezuschussten Verkehre wird durch diesen
Nachtragsvertrag nicht verandert.

§2
Erhohte Ausgleichsleistungen aufgrund des Rheinland-Pfalz-Index

Zum Ausgleich der von der Richtlinie tber die Gewahrung von Zuwendungen zum Ausgleich
von auBerordentlichen Mehrkosten beim Personal im Busgewerbe des OPNV (Richtlinien zur
Forderung der Personalmehrkosten im Busgewerbe RLP) erfassten nicht einkalkulierten
Uberproportionalen Tarifabschlisse gewahren die Aufgabentrdger zusétzlich zu der im
Ausgangsvertrag festgelegten Ausgleichsleistung dem Verkehrsunternehmen eine
Ausgleichsleistung, die sich nach den Richtlinien des Landes errechnet. Voraussetzung fir
diese zusatzliche Ausgleichsleistung ist die halftige Mitfinanzierung des Ausgleichsbetrages
durch das Land.

§3
Vertragslaufzeit/Kindigung

(1) Diese Nachtragsvereinbarung wird riickwirkend zum 01.01.2021 abgeschlossen und endet
mit dem Auslaufen des Ausgangsvertrages.

(2) Die Vertragslaufzeiten und Kindigungsregelungen des Ausgangsvertrages bleiben hiervon
unberthrt. Dieser Nachtrag wird automatisch gegenstandslos, sofern der Ausgangsvertrag
endet.

Verkehrsverbund Rhein-Neckar GmbH

XX GmbH
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Landkreistag Rheinland—PfalZ

Mainz, den 04.11.2021
Az.. 773-200 Fr/Bc

RESOLUTION

Kein zukunftsfahiger OPNV ohne Finanzierungskonzept!

Die Corona-Pandemie hat zu einem massiven Fahrgasteinbruch im OPNV gefiihrt. Davon hat
sich der Linienverkehr mit Bussen und Bahnen bis heute noch nicht erholt. Wann das Niveau
des Vorkrisenjahres 2019 wieder erreicht sein wird, ist auf langere Sicht nicht abzusehen. Fir
die Kreise hat dies auf absehbare Zeit erhebliche Defizite im Bereich des OPNV zur Folge.
Deutliche Mehrkosten werden dartber hinaus durch die erfolgten und die noch zu erwarten-
den Tarifsteigerungen im privaten Omnibusgewerbe entstehen, die die kommunalen Aufga-
bentrager nach den Vorstellungen des Landes komplementar zum Land zur Hélfte mitfinanzie-
ren sollen. Diese Mehrkosten treten zu den Mehraufwendungen hinzu, die im OPNV durch
massiv steigende Energiepreise entstehen; auch die finanziellen Auswirkungen des Gesetzes
Uber die Beschaffung sauber StralRenfahrzeuge sind dabei im Auge zu behalten.

Bei der Schulerbeforderung geht die Schere zwischen dem tatséchlichen Ausgleichsbedarf
der Kreise und den Ausgleichszuweisungen des Landes fir die Schiilerbeférderung nach 8§ 15
des Landesfinanzausgleichsgesetzes Jahr fur Jahr weiter auseinander. Ausgehend von einer
Deckungsquote von tber 90 % im Jahr 2014 ist der Deckungsgrad des Defizits mittlerweile auf
einen Wert von rd. 66 % abgerutscht. Das ist fur die Kreise finanziell nicht mehr verkraftbar.
Das neue Nahverkehrsgesetz (NVG) weist den Kommunen den OPNV als Pflichtaufgabe der
Selbstverwaltung in den Grenzen ihrer finanziellen Leistungsfahigkeit zu. Die kiinftig ange-
dachte Finanzierung des OPNV ist derzeit jedoch vollig intransparent. Weder das neue NVG
noch die Entwiirfe der Landesregierung zu einer Verbandsordnung der Zweckverbiande OPNV
beantworten die Fragen der Finanzierung und der Finanzierungsstrome zu den kommunalen
Aufgabentragern, z. B. denjenigen

e zur Kompensation der friheren Zuweisungen nach der alten Fassung des § 10 NVG

e zur kunftigen konkreten Finanzierung der lokalen Linien

-1-

Deutschhausplatz 1 - 55116 Mainz
Telefon: 06131 28655-0 - Telefax: 06131 28655-228
E-Mail: post@landkreistag.rlp.de
www.landkreistag.tlp.de



o zur Auskdmmlichkeit der Mittel nach dem Regionalisierungsgesetz fir Leistungsbestel-
lungen auch vor dem Hintergrund der Energie- und Verkehrswende

e zur langerfristigen Finanzplanung und zur Absicherung von Leistungsbestellungen mit
Verpflichtungserméachtigung im Landeshaushalt

zufriedenstellend und nachvollziehbar.

Noch bevor die Verbandsordnungen der Zweckverbédnde gemeinsam verabschiedet werden,

erwarten die Kreise von der Landesregierung die Vorlage eines zukunftsfahigen Finanzie-

rungskonzeptes fir den OPNV, aus dem sich ergibt, wie der OPNV die unter Ziff. 1 bis 3 be-

schriebenen finanziellen Herausforderungen so bewaltigen kann, dass er den Anspriichen als

elementarer Bestandteil der 6ffentlichen Daseinsvorsorge und als Hoffnungstrager einer er-

folgreichen Verkehrswende gerecht werden kann. Die Kreise halten zudem eine Weiterfiih-

rung des am 31.12.2021 auslaufenden OPNV-Rettungsschirms fir dringend erforderlich.



Rheinland]falz

MINISTERIUM FUR
" KLIMASCHUTZ, UMWELT,
ENERGIE UND MOBILITAT

Ministerium fir Klimaschutz, Umwelt, Energie und Mobilitét | Postfach 31 60 | 55021 Mainz DIE STAATSSEKRETARIN
Per E-Mail _ _ Kaiser-Friedrich-Strafe 1
55116 Mainz .
. Telefon 06131 16-0
Laut Verteiler ‘ Poststelle@mkuem.rip.de

http://www.mkuem.rlp.de

Mein Aktenzeichen . lhr Schreiben vom ~Ansprechpartner/-in / E-Mail Telefon / Fax
MB-02 1-6-1/2021-96#1 Christian Heitzmann 06131 16-4470
Referat MB1 ’ christian.heitzmann@mkuem.rip.de 06131 16-174470

Umgang mit den Richtlinien zur Férderung der Personalmehrkosten im Busge-
werbe RLP '

Sehr geehrte Damen und Herren,

der derzeitige Tarifkonflikt im privaten Busgewerbe ist Ausdruck einer Problematik, die
die Erfullung des OPNV als Teil der Daseinsvorsorge fiir Biirgerinnen und Biirger ge-
fahrdet. In dieser schwierigen Lage méchte das Land Rheinland-Pfalz die fur den

- OPNV zustandigen kommunalen Aufgabentréger unterstiitzen.

Seitens der Arbeithehmerseite wird darauf verwiesen, dass durch das derzeit ver-
gleichsweise niedrige Lohnniveau in diesem Sektor eine Abwanderung von Fahrper-
sonal in andere (Bundes-)Lander oder Branchen sowie mangelnder Nachwuchs in
diesem Berufsfeld droht. Somit wéren dann wichtige Aufgaben wie die Schiilerbefér-
derung kinftig nicht mehr sichergestellt.

Die Arbeitgeberseite betont dagegen, dass deutlich Uberproportionale Lohnabschlis-
se bei der Vergabe von Verkehrsleistungen zum Zeitpunkt der Vergaben nicht vorher-
- sehbar waren und folglich die Zusatzkosten die Verkehrsunternehmen in inrem wirt-
schaftlichen Bestand gefahrden wiirden.

1/2

Verkehrsanbindung Parkméglichkeiten

®sie erreichen uns ab Hbf. mit den Linien 6/6A (Richtung Wiesbaden), 64 (Rich- Parkplatz am Schlossplatz
tung Laubenheim), 65 (Richtung Weisenau), 68 (Richtung Hochheim), Ausstieg Hal- (Einfahrt Ernst-Ludwig-StraRe),
testelle ,Bauhofstralle“. Zufahrt Gber Kaiser-Friedrich-Str. oder Bauhofstrale. Tiefgarage am Rheinufer

(Einfahrt Peter-Altmeier-Allee)


mailto:Poststelle@mkuem.rlp.de
http://www.mkuem.rlp.de
mailto:christian.heitzmann@mkuem.rlp.de

Vor dem Hintergrund dieser Situation hat sich die Landesregierung zu einem beson-
deren Schritt entschieden und unterstiitzt die Aufgabentrager des OPNV dabei, einen
finanziellen Zuschuss zur Lésung des Konflikts zu leisten. GemaR der ,Richtlinien
Uber die Gewahrung von Zuwendungen zum Ausgleich von auerordentlichen Mehr-
kosten beim Personal im Busgewerbe des OPNV (Richtlinien zur Férderung der Per-
sonalmehrkosten im Busgewerbe RLP)“ (ibernimmt das Land bis zu 50% der Kosten
des Zuschusses, weitere 50% missten von den jeweiligen Aufgabentragern tber-
nommen werden.

Die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion (ADD) wird — vor dem Hintergrund der ge-
setzlichen Pflichtaufgabe OPNV - diese Ausgaben der Aufgabentrager nicht als freiwil-
lige Leistung werten.

Wir hoffen, durch das gemeinsame Engagement des Landes und der Aufgabentrager
im Sinne der Birgerinnen und Burger zur schnellstmdglichen Lésung des aktuellen
Konflikts beizutragen.

Mit freundlichen Grif3en,

Katrin Eder

212


MWeber
Hervorheben

MWeber
Hervorheben





	Sitzungsdokumente
	Auszug aus der Niederschrift KA 29.11.2021 TOP 3.4

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  3.4 Anpassung der VRN-Konzessionsverträge zum Ausgleich der pandemiebedingten Mindereinnahmen sowie Umsetzung des Rheinland-Pfalz-Index
	Vorlage KA  1195/2021
	Anlage 1_Muster_Vertragsanpassung_2022_RLP_Eigenwirtschaftlich  1195/2021
	Anlage 2_Muster_Vertragsanpassung_2022_RLP_brutto  1195/2021
	Resolution 773-200 02.11. Kein zukunftsfähiger ÖPNV ohne Finanzierungskonzept  1195/2021
	Schreiben Ministerium  1195/2021



